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8. bittet den Generalsekretär und diejenigen Staaten
und Organisationen, die dazu in der Lage sind, den Staaten
bei der Eindämmung des unerlaubten Handels mit Kleinwaf-
fen und leichten Waffen und bei ihrer Einsammlung auch
weiterhin Unterstützung zu gewähren;

9. ersucht den Generalsekretär, diese Angelegenheit
weiter zu prüfen und der Generalversammlung auf ihrer
vierundsechzigsten Tagung über die Durchführung dieser Re-
solution Bericht zu erstatten;

10. beschließt, den Punkt „Unterstützung von Staaten
zur Eindämmung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen
und leichten Waffen und zur Einsammlung dieser Waffen“ in
die vorläufige Tagesordnung ihrer vierundsechzigsten Ta-
gung aufzunehmen.

RESOLUTION 63/67

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 2. Dezember 2008,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/63/389,
Ziff. 86)176.

63/67. Verhütung und Bekämpfung unerlaubter
Vermittlungstätigkeiten

Die Generalversammlung,

angesichts der Bedrohung des Weltfriedens und der inter-
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gung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und leichten
Waffen unter allen Aspekten180, in dem anerkannt wird, wie
wichtig die Umsetzung der in dem Bericht der Gruppe von
Regierungssachverständigen für unerlaubte Vermittlungs-
geschäfte179 enthaltenen Empfehlungen und die Erarbeitung
nationaler Rechtsvorschriften und Verwaltungsverfahren auf
diesem Gebiet sind,

unterstreichend, dass die Mitgliedstaaten das naturgege-
bene Recht haben, den konkreten Umfang und Inhalt der in-
nerstaatlichen Regelwerke im Einklang mit ihrem Rechtsrah-
men und ihren Ausfuhrkontrollsystemen sowie dem Völker-
recht festzulegen,

unter Begrüßung der Anstrengungen, die von Mitglied-
staaten unternommen werden, um Gesetze und/oder Verwal-
tungsmaßnahmen zur Regelung von Waffenvermittlungsge-
schäften in ihrem jeweiligen Rechtssystem umzusetzen,

in Anerkennung der konstruktiven Rolle, die die Zivilge-
sellschaft dabei spielen kann, das Bewusstsein für unerlaubte
Vermittlungsgeschäfte zu schärfen und praktischen Sachver-
stand zu ihrer Verhütung bereitzustellen,

1. unterstreicht die Verpflichtung der Mitgliedstaaten,
gegen die von unerlaubten Vermittlungstätigkeiten ausgehen-
de Bedrohung vorzugehen;

2. legt


